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Straftätern, denen gegenüber diese Maßnahmen angewendet 
werden, kann und muß erwartet werden, daß sie vor allem 
in ihrem primären Lebensbereich — in der Arbeit — bewei­
sen, daß säe aus der Straftat die erforderlichen Schlußfolge­
rungen gezogen haben.

Kennzeichnend für die Depönalisderung sind insbesondere 
die Tätigkeit gesellschaftlicher Gerichte, die Bürgschafts- 
Übernahme, die Erziehungsmaßnahmen gegenüber Jugendli­
chen, die von staatlichen Gerichten oder speziellen staatlich­
gesellschaftlichen Kommissionen ausgesprochen werden kön­
nen, und mit Einschränkung auch das Institut der bedingten 
Verfahrenseinstellung. Sie werden die Entwicklung des Straf­
rechts der europäischen sozialistischen Länder auch weiter- 
hin (bestimmen.12 Davon zeugt in der DDR die Gesetzgebung 
über die gesellschaftliche Gerichtsbarkeit, die 1982 mit dem 
GGG, der KKO und der SchKO die Rechtsgrundlagen ent­
sprechend den gewachsenen Erfahrungen der gesellschaftli­
chen Gerüchte und dem gestiegenen Verantwortungsbewußt- 
sein der Bürger vervollkommnete. Wie die Praxis zeigt, kann 
damit noch wirksamer als bisher die Kriminalstrafe ersetzt 
und auf geringfügige Straftaten reagiert werden.

Für die weitere Entwicklung der Depönalisderung ist zu 
überdenken, wie deren Rechtsformen in Übereinstimmung 
mit der Systematik des historisch gewachsenen Rechtssystems 
der einzelnen Länder zu gestalten sind.13 Daraus ergeben sich 
auch Konsequenzen für die Zuständigkeit und die Verfah­
rensweise der beteiligten staatlichen Organe (Gericht, Staats­
anwaltschaft und Untersuchungsorgane).

Anwendung der Depönalisierung

Auch wenn nicht aus allen europäischen sozialistischen Län­
dern ausreichend differenzierte statistische Angaben zur Ver­
fügung stehen, kann davon ausgegangen werden, daß unter 
Berücksichtigung einer geringen Tatschwere und einer ins­
gesamt positiv gerichteten Täterpersönlichkeit bei jedem 4. 
bis 5. Straftäter die Depönalisierung angewendet wird. Nach 
sowjetischen Angaben wurden zu Beginn der 70er Jahre etwa 
20 Prozent der Täter von strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
befreit, weil die Sache einem Kameradschaftsgericht zur Be­
ratung übergeben worden war oder Kollektive der Werktäti­
gen die Bürgschaft übernommen hatten.14 Der Anteil dürfte 
gegenwärtig angesichts der Möglichkeit, anstelle einer Krimi­
nalstrafe eine administrative Geldstrafe auszusprechen, die 
keine Vorbestraftheit begründet, noch höher sein. In der VR 
Polen betrug der Anteil der Täter mit bedingten Verfahrens­
einstellungen und damit verbundenen Auflagen in den 
70er Jahren etwa 15 Prozent. In der DDR liegt der Anteil 
der Übergaben an gesellschaftliche Gerichte zwischen 20 und 
25 Prozent.

Bei jugendlichen Straftätern dominieren in allen euro­
päischen sozialistischen Ländern eindeutig die depönalisierten 
Maßnahmen in Form von Erziehungsmaßnahmen. So werden 
in der UdSSR fast zweimal mehr Strafsachen Jugendlicher 
von den Kommissionen für die Angelegenheiten Minderjäh­
riger verhandelt und entschieden als vor den staatlichen Ge­
richten.15

In der VR Bulgarien werden nur 25 Prozent der Strafsa­
chen Jugendlicher den staatlichen Gerichten übergeben, wäh­
rend in den übrigen Fällen depönalisierte Maßnahmen zur 
Anwendung gelangen.16

Die Depönalisierung hat sich folglich in den europäischen 
sozialistischen Ländern ab eine grundlegende und perspek­
tivträchtige Richtung der Straf Politik und des Strafrechts ent­
wickelt. Sie ist auf die Ersetzung der herkömmlichen Krirni- 
nalstrafen durch andere staatlich-gesellschaftliche Einwir- 
kungsmdttel auf den Straftäter gerichtet. Diese Entwicklung 
ist frei von Illusionen zu beurteilen. Solange es Kriminalität 
gibt, wird die Kriminalstrafe nicht grundsätzlich zu ersetzen 
sein. Diese wird insbesondere in Fällen schwerer Kriminali­
tät (einschließlich der Rückfallkrdminalität) ein unverzicht­
bares staatliches Reaktionsmittel bleiben müssen, dessen An­
wendung sich vorrangig aus objektiven gesellschaftlichen 
Schutzerfordernissen ergibt.

Obwohl die Kriminalstrafe von den sozialistischen Län­
dern nicht als Hauptmittel des Kampfes gegen die Krimina­
lität betrachtet wird, kann sie weder unter den gegenwärtigen 
Bedingungen noch in absehbarer Zukunft ernsthaft in Frage 
gestellt werden. Dabei sind ihre vorbeugend-erzieherischen 
Möglichkeiten entsprechend den konkreten historischen und 
aktuell-politischen Bedingungen eines jeden sozialistischen 
Landes und unter Berücksichtigung der Erfahrungen aller so­
zialistischen Länder ständig weiter zu erschließen und ggf. 
auch gesetzgeberisch zu entwickeln. Beispielgebend dafür ist 
die Gesetzgebung der letzten Jahre dm Bereich der Strafen 
ohne Freiheitsentzug, mit der bewußt die Vorzüge und erzie­
herischen Potenzen genutzt werden, die die sozialistische Ge­
sellschaftsordnung eröffnet Welche Möglichkeiten hier noch 
bestehen, hat das 1981 in Berlin durchgeführte rechtsvergled- 
chende Seminar von Vertretern der Justizministerien der so­
zialistischen Länder zum Thema „Strafen ohne Freiheitsent­
zug“ verdeutlicht.17 Daraus folgt, daß der Depönalisierung 
zwar ein hoher strafpolitischer Wert beigemessen wird, ohne 
daß aber in ihr der ausschließliche Weg der künftigen Ent­
wicklung strafrechtlicher Reaktionsmittel (Sanktionen) zu 
sehen ist. Vielmehr wird es stets um eine abgestimmte, den 
Erfordernissen von Zwang und Erziehung in der konkret- 
historischen Situation entsprechende Entwicklung sowohl der 
Kriminalstrafe als auch der depönalisierten Einwirkungsmdt- 
itel (Maßnahmen) gehen. Alle Erfahrungen belegen, daß sich 
im Verlaufe der gesellschaftlichen Entwicklung durchaus auch 
neue strafrechtliche Schutzerfordernisse (z. B. aus der Ver­
schärfung der internationalen Klassenkampfsituation oder 
auch im Zusammenhang mit den erhöhten Anforderungen an 
den Menschen bei der Bewältigung von Aufgaben der wis­
senschaftlich-technischen Revolution) ergeben können, die in­
soweit und in jeweils eingeengten Bereichen zu Prozessen der 
Kriminalisierung und Pönalisierung (im Sinne einer Ver­
schärfung der angedrohten Kriminalstrafen) führen können.

Gesellschaftliche, politische und juristische 
Voraussetzungen der Depönalisierung

Die gesellschaftlichen (dm engeren Sinne sozialökonomischen) 
Voraussetzungen für die Depönalisierung entstanden in den 
sozialistischen Ländern mit der vollständigen Herausbildung 
und Festigung der neuen, auf dem gesellschaftlichen Eigen­
tum an den Produktionsmitteln beruhenden Gesellschaftsver­
hältnisse. Damit waren wichtige materielle Bedingungen für 
eine Depönalisierung herangereift. In engem Zusammenhang 
damit stehen die politischen Voraussetzungen. Die Depönali­
sierung ist in erster Linie an die gesellschaftlich (sozdalöko- 
nomisch) bedingten Änderungen der strafrechtlichen Schutz­
objekte, an die Änderung der Gesellschaftsgefährlichkeit 
(bzw. Gesellschaftswidrigkeit nach der Terminologie des 
Strafrechts der DDR) der Straftaten selbst gebunden. Als die 
neuen soziialökonomischen Verhältnisse noch ungenügend ent-
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